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I1Oiii1!JoeJ Cfet Beilagen zudea Steuographischen Protokollen 

des Nationalrates xv. Gesetzgebungsperiode 

der Abgeordneten 

und Genossen 

A n t rag 
") .. t I·Q~.: ------

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhrförderungsgesetz 1964 

neu ge faßt wird 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom ..• , mit dem das Ausfuhrförderungsgesetz 1964 

neu gefaßt wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

-. 
Das AusfuhrfHrderungsgesetz 1964 BGB1. Nr. 200/64, zuletzt in der 
Fassung des Bundesverfassung~gesetzes 8GB1. Nr. 267/80, erhält fol-

genden Wortlaut: 

Bundesgesetz vom , betreffend die übernahme von Haf-

tungen für Rechtsgeschäfte und Rechte, die direkt oder indirekt 
der Verbesserung der Leistungsbilanz dienen (AusfuhrfHrderungsge-

setz 1981), BGB1. Nr. 
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§ 1. (Verfassungsbestimmung) (l) Der Bundesminister für Finanzen 
ist ermächtigt, na.'llens des Bundes Haftungen für die. ordnungsge­
mäße Erfüllung von Rechtsgeschäften durch ausländische Vertrags­
partner so",i e für den aufrechten Bestand der r,e:h:e von Expert­
unternehmen zu übernehmen, die direkt oder in: i re~~: der Verbesse­
rung der Leistungsbilanz dienen: 

1. betreffend die Lieferung von GUtern cinschl~e~lich ihrer Her­
stellung sowie die Erbringung sonstiger Leis:ur.;en; 

2. betreffend die Finanzierung von Rechtsgeschäften gern. Z 1 durch' 
Ge\'/ährung von ni chtti tri erten oder {i tri erten Kredi ten oder.' 
Darlehen oder den Erwerb von Forderungen c~s Recr:tsgeschäften 
gem. Z 1; 

3. betreffend die Unversehrtheit von Gütern, die i~ Konsignations­
la~er in das Ausland aeliefert werden oder von ~!schinen, die . _... . .. 
für die Herstellung von Gütern oder die Er~r~ngu~g von Leistu~-
gen im Ausland verwendet \.,terden, sowie an 3arcep=ts, Kautionen 
und anderen Vorleistungen; 

4. betreffend Garantie- und Versicherungsverträge, die die Erfüllung 
der Verpflichtungen des Vertragspartners im Ausland gern. Z 1 und 
2 gewährleisten; 

5. betreffend Beteiligungen oder ~e~eiligungsähnlichen Rechtsge­
schäften an Unternehmen mit Si~z im Ausland. 

c 
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(2) Der Bundesmi ni ster für Fi nanzen ist fe:--n:r €;.;lS:chti gt, 
Ha ftung e n für den Bes tana eines bes tim;nten .L.us tau sch'/erhäl t­
nisses zwischen Schilling und der Vertragswährung zu über­
nehmen (Kursrisiko). 

§ 2. (Verfassungsbestirnmung) Der Bundesminister für Finanzen 
ist ferner ermächti gt, die Fi lianzi erung von Rech ~sgeschäften 
gemäß § 1 Abs. 1 ~adurch zu erleichtern, daß er fUr den 
Akzeptanten namens des Bundes die Bürgschaft auf iechseln . 
übernimmt. 

§ 3. (Verfassungsbestim;nung) (1) Der je\'/eils ausstehende Ge-
,-

samtbetrag der gemäß §§ 1 und 2 übernommenen Haftungen darf 

250 Milliarden Schilling nicht übersteigen . 

. (2) Auf den Haftungsrahmen sind anzurechnen: 

1. die Summe der gemeldeten Deckungserforcernisse aus Haftungen 

gern. § 1 Abs. 1; 

2. die Su~me des ge~eldeten F)nanzierungsbedarfes aus Haftungen 

ge.il. § 2. 

(3) Die in deh Verträgen allenfalls vereinbarten Zinsen und Kosten 

sowie Haftungen geliäß § 1 Abs. 2- und Prorilessen sind auf d'en 

Haftungsrahmen nicht anzurechnen: 

(4) Die Haftungen können auf Schilling, auf eine im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses frei konvertierbare Währung oder auf eine 
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Verrechnungswährung lauten. \~erden Haftungen i~ rrE:i1der 
\~ährung übernom;nen, hat di e Umrechnung in Sc.hi 11 i ng zu 
dem im amtlichen Kursblatt der Wiener Börse verlautbarten 

Mittelkurs für Devisen zu erfolgen . 

. § ~. (Verfassungsbestirrrnung) (1) Der Bundesmi ni ster für 
Finanzen bestim~t mit Zustimmuno des Hauotausscnusses 

~ .' . 

des Nationalrates durch Verordnung Richtli~ien! nach denen 
Haftungen geüäß §§ 1 und 2 übe: nO::ime rl v:erGEi. kennen. 

(2) Die Richtlinien haben auf den Förderungszweck der Haftungs­
übernahmen entsprechend Bedacht zu ne~oen. 

§ 5 (1) Die banktechnische Behandlung (bankkaufrnännische Beur­
teilung durch Bonitätsprüfung und Bearbeitung) der Ansuchen 
um Haftungsübernahlle) die Au sf ert i gung der H=. f:ungs verträge 
sowie die ~~ahrneh;nung der Rechte de's Bundes aus Haftungsver- '. ~ 
trägen, ausgenommen deren gerichtliche Geltend~achung, wird 
der Des terrei ehi sehen Kontrol1 bank Akti engese li sehe. ft als· Bevo 11-

mächtigterdes Bundes nach § 1002 rf. ABG3 übertragen. Die Be­
vollmächtigung ist zwischen Vollmachtgeber und Bevollmächtigter 
im einzelnen vertraglich zu regeln. Bei Ansuchen um Haftung~­
übernahme der Oesterreichischen Kontrollbank Aktienoesellsehaft . ~ 

wi rd die banktechni sehe Eehandl ung (bankkau fmE:nni sehe Be~.r­

tei lung durch Boni tätsprüfung und Bearbei tung) der "Des ter­
reichischen Nationalbank übertragen. 

(2) Zur Begutachtung unter gesamt\-/irtschaftlicilen Aspekten und 

der Bedingungen der Ha~:ungsvEr:r~ge von Ansuchen um Haftungs­
Hbernahmen im Sinne der §§ 1 und 2, die im Einzelfall S 10 Millionen 

.. 
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nicht übersteigen, \'/lrd ein Beirat beim 8ulidesministerium 
für Finanzen errichtet. Mitglieder des Beirates sind: 

1. Ein Vertreter des Bundesm;nister;u~s für Finanzen als Vor-
sitzender; 

2. ein Vertreter der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft; 
3. ein Vertreter des österreichischen Arbeiterkammertages; 
4. ein Vertreter der Oesterreichischen Kontrollbank 

Aktiengesellschaft ohne Stimmrecht. 

(3) Zur Begutachtung unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten und 
der 3ed i ngungen der Haf tungsverträge von .!-.nsuchen um Hafttings­
übernahmen im Sinne der §§ 1 und 2, die im Einzelfall 
S 10 Millionen übersteigen, wird ein erweiterter Beirat beim 
Bundesmi ni steri um für Fi nanzen erri ehtet. 1·:i tgl i eder des er­
weiterten Beirates sind: 

1. Ein Vertreter des Bundesministeriums für Finanz~n als Vor­
sitzender, je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes, des 
Bundesministeriums fUr soziale Verwaltuns~ des Bundesmini­
steriUi:1S für Lend- und.rorst\lJ~rtschaft, des Bundesmini- .. 
steriums für Handel, Gewerbe und Industrie sowie des 
Bundesministeriurns fUr Auswärtige Angelegenheiten; 

2. je ei n Vertreter der Bundeskarnmer der gewerb 1 i ehen Wi rtschaft~ 
des österreichischen Arbeiterkammertages, der Präsidenten­
konferenz der Landvlirtschaftskaiil.1lern österreichs und des 
österreichischen Gewerkschaftsbundes; 

3. ein Vertreter der Oesterreichischen ~ationalbank; 

l,. ein Vertreter der Oesterreichischer. l~::r ... rcilbank Aktiengesel1schc.7t 

ohne Stimmrecht. 
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(4) Die Mitglieder der Beir~te und deren Ersatzmänner Uben ihre 
Funktion ehrenamtlich aus. 

(5) Die Geschäfte der Beiräte werden vom Bundesministerium fUr 
Finanzen geführt. 

(6) Alle Personen, die mit der Behandlung und Begutachtung von 
Ansuchen um Ha ftungsUbernahmen befaßt sind, sind verpfl i chtet ~ 
über al1e ih'nen in Ausübung dies~r T~tigkeit bekar.ntge\·:ordenen 

t 

.L,mts-, Geschäfts- und Betri ebsgeheimni sse Vetsch\·:i egenhe i t zu 
bev,'ahren. 

§ 6. Ober das Ausmaß der auf Grund dieses Bundesgesetzes über­
nOiTimenen Haftungen sowie über die Abv:ick1ung cer infolge Inan­
spruchnahme ven Haftungen geleisteten Zahlu~gen und RückflUsse 

• ·M 

hat der Bundesminister fUr Finanzen dem Hauptausschuß des 
~~tionalrates vierteljährlich zu berichten. 

. . 

§ 7. (1) Das Haftungsentgelt sowie aile RückflUsse aus,$chadens­
zahlungen sind von der Oesterreichischen Kontrollbank Aktien­
gesellschaft als Bevollmächtigter des Bundes (§ 5 Abs. 1) zu 
vereinnahnen und laufend einem Konto des Bundes bei der 
Oesterreichisch'en Kontrollbank F.k:iengesellschc.ft unverzinslich 
gutzuschreiben. Die Oesterreichische Kontrollbank hktiengesel1schaft 
ist ermächt;g~, die ihr zustehendE. Entschädigung diese~ Konto 
anzulasten. 

(2) Wird d~r Bund aus Haftungen gemäß §§ 1 und 2 in Anspruch 

genommen oder si nd zur AbVlendung von ~laf tungsfäll en' Zi nsen und 
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Kosten aufzuwenden, ist das jevleilige Guthaben auf dE;il Konto des 

Bundes für Zahlungen heranzuziehen. Ist kein Guthaben vorhanden, 

hat der Bund sonstige Budgetmittel für diese Zahlungen zur Ver­

fügung zu stellen. 

(3) Solange das Guthaben nicht für Zahlungen verwendet wird, ist 
der diese~ Guthaben entsprechende Betrag im Exportfinanzierungs­

verfahren der Oesterreichischen Kontrol'bank Aktiengesellschaft 
einzusetzen. 

(4) Obersteigt das Guthaben zum 31.Dezember eines Kaienderjahres 

1 v. H. des gemäß § 3 Abs. 1 festgesetzten Haftungsrah~ens, ist 
der jeweils übersteigende Betrag bis zum 20. Jänner des folgenden 

Kalenderjahres an die Bundeskasse abz~führen. 

§ 8. (1) Nach § 2 verbürgte Wechsel sind von der WechselgebUhr be­

freit. 

(2) Versicherungsverträge, für die eine Rückhaftung des Bundes gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z 4 erteilt wird, sind von der Versicherungssteuer ausge· 
nommen. 

• 
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§ 9. Das Ausfuhrförderungsgesetz 1964 .BGnL~~+,.2QQL64 in der 

rassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl.Nr. 267/80 

tritt am 31. Mai 1981 außer Kraft. 

§ 10. (Verfassungsbestimmung) (I) Dieses Bundesgesetz tritt am 

•••• 1 .... Jl.Uü •• 1.9.8 1.. in Kraft~ 

(2) Die zu seiner DurchfUhrung zu erlassenden Verordnungen können 
schon an dem auf die KundmachwJg folgenden Tag erlassen werden, 
sie treten jedoch frühestens gleichfalls arn .l ... ~,un:t. 39.8.1. 

in Kraft. 

(3) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes erlischt mit 31.Dezember 
1986. 

,§ 11.(Verfassungsbestimmung) (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist der BUfldesmi ni s 'cer für F'; nanzen betrau t. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, alle in Vol1-
ziehung der §§ 1 und 2 not\'/end igen Verei nbarungen zu treffen und 
die damit im Zusammenhang stehenden Verhandlungen zu führen. 

In formeller Hinsicht wird be~ntragt, diesen Antrag unter 

Verzicht auf eine erste Lesung .dem Finanz- und Budgetaus­

schuß zuzuweisen. 
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Die Gesetzesvorlage urnfaßt eine gesamte Neufassung des Ausfuhr­

förderungsgesetzes 1964 in der Fassung des Bundesverfassungs­
gesetzes Nr. 267/1980. 

Da das AFG 1964 bereits zwölfmal novelliert wurde, wird eine Neufassung 
des AFG 1964 der besseren Übersicht wegen einer neuerlichen umfangreichen 
Novellierung vorgezogen und als unbedingt notwendig erachtet. Zur Straf­
fung des Gesetzestextes und zur Erhöhung der flexibleren Anpassung der 
Haftungsmöglichkeiten werden die Definitionen der Rechtsgeschäfte und 
Rechte (§ 1), für die Haftungen durch den Bund übernommen werden können 
sowie verfahrenstechnische Einzelheiten in die schon bisher vorgesehene 
Durchführungsverordnung verlegt, die der Zustimmung des Hauptausschusses 
des Nationalrates bedarf (§ 4 AFG 1981) . 

. Der ~nhaltliche Umfang der Haftungsmöglichkeiten wird in den §§ 1 und 
2 des AFG 1981 im wesentlichen beibehalten. Das wirtschaftspolitische 
Ziel, das mit der Obernahme von Haftungen verfolgt werden 5011, wird 
den gegenwärtigen und zukünftigen Notwendigkeiten.der Erzielung eines 
besseren außenwirtschaftlichen Gleichgewichtes von der engeren Förde­
rung der Ausfuhr, die wesentlich auf handelsbilanzwirksame Transaktionen 

. I ~ 

abgestellt war, auf den umfassenderen Begriff der direkten oder indirek­

ten Verbesserung der Leistungsbilanz erweitert. 
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Damit können vor allem eine Fülle von Verträgen, die die Erbringung von 
immateriellen leistungen (Beratungsverträge, Verträge über die Zurver­

fügungstellung von Experten und technischem Personal aber auch Lehr- und 
Schulungspersonal) betreffen, und welchen in der Zukunft besondere Be­

deutung zukommen wird, aber auch Verträge verschiedenster Art des Ex­
portleasings unter dem Gesichtspunkt ihrer ausschließlichen Wirksamkeit 
in der Dienstleistungsbilanz erfaßt werden. 

Die direkte leistungsbilanzwirksamkeit wird als förderungspolitisches 
Ziel mit Haftungsübernahme nach § 1 Abs.l Z.l für Grundgeschäfte, die 
indirekte in § 1 Abs.l ZZ. 2 bis '5, § 1 Abs. 2 und § 2 verfolgt. Im 

Falle der indirekten Förderung handelt es sich entweder um Haftunge~ 
zur Erleichterung der Finanzierung oder der Riskendeckung in Form von 
Rückhaftungen, um die Förderung von Eigentumsrechten an Gütern oder 
an Bardepots und Vorleistungen, die zur Abwicklung von Grundgeschäften 
erforderlich sind, um Deckung von Risken aus der Begründung von Aus­
landsbeteiligungen oder neue Deckung von Kursrisken. 

Inhaltlich erweitert gegenüber der bisherigen Fassung des AFG wird der 

mögliche Haftungsumfang für Auslandsbeteiligungen, die nunmehr nicht 

mehr lediglich politische sondern auch wirtschafltiche Risken umfassen 
können. Diese Ausweitung des Deckungsumfanges scheint in mehrfacher Hin-

- sicht geboten, weil die Ausweitung der Ausfuhr auch eine Verbesserung 

des internationalen Vertriebssystemes für Exportgüter und Leistungen 
bedarf, die sehr oft die Errichtung eigener Auslandsvertriebsgesell­
schaften zweckmäßig macht. Überdies würden Unternehmen, die im Aus­
land produzieren und ganz oder teilweise österreichische Beteiligungen 
verkörpern, als Käufer von inländischen Produkten auftreten. Die Er­
stellung schlüsselfertiger Anlagen ist zunehmend mit der Bedingung 

verbunden, daß sich der Exporteur zur Sicherstellung des ordnungsge­
mäßen Betriebes an den die Anlagen betreibenden Unternehmen beteiligt. 
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Der im AFG 1964 zuletzt vorgesehene Haftungsrahmen von S 250 Milliarden 

wird nicht verändert (§ 3 AFG 1981). Jedoch werden nunmehr zur Entlastung 

des Haftungsrahmens die anrechenbaren Haftungen positiv geregelt. 

Österreich ist den Vereinbarungen im Rahmen der OECD für Exportgarantien 

und -kredite beigetreten und hat damit auch die Verpflichtung übernommen, 

anläßlich der Übernahme von Haltungen bei Überschreitung gewisser Zah­

lungskonditionen bzw. Garantielaufzeiten umgehend zu konsultieren. Durch 

den Aktenlauf~ der ~ich aus der Befassung der Herren Vizekanzler und des 

Bundministers für Handel~ Gewerbe und Industrie aus der Bestimmung des 
§ 5 des AFG 1964 ergibt, treten g00ße VerzBgerungen ein,-welche schon 

mehrfach zu Beschwerden von OECO-Mitgliedern geführt haben. 

Aus diesem Grunde und zur Verwaltungsvereinfachung wird daher vorgeschla­

gen, diese Mitkompetenz des Vizekanzlers und Handelsministers ersatzlos 

fallen zu lassen. 

Die im § 5 Abs. 2 und Abs. 3 vorgesehene Begutachtung wird gestrafft und 

nunmehr das erweiterte Zensurkomitee bei der OeNB, das historischen Ur­

sprunges war, durch einen Beirat ersetzt und der bisherige Beirat in 

einen erweiterten Beirat verwandelt t die beide beim Bundesministerium 

für Finanzen errichtet sind. 

Die Verschwiegenheitspflicht der Beiratsmitgleider wird verdeutlicht. 

In § 7 Abs. 2 wird ausdrücklich vorgesehen, daß der Bund ermächtigt 

ist, zur Abwendung von Haftungsfällen Zinsen und Kosten zu Lasten des 

Guthabens bei der OeKB gemäß Abs. 1 aufzuwenden. Diese Ermächtigung 
erweist sich aus den Erfahrungen mit der Abwicklung mit Problemfällen 

als überaus notwendig, um höhere Belastungen aus Schadensvergütungen 

zu vermeiden. 

-----. 
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Zur Vermeidung weiterer Belastungen für die Exportwirtschaft ist in 
§ 8 Abs. 2 vorgesehen, daß Versicherungsverträge, für die die Rück­
haftung des Bundes nach dem AFG 1981 erteilt wird, nicht der Ver­
sicherungssteuer unterliegen. 

In § 11 wird ein zweiter Absatz eingefügt, der dem Bundesminister 
für Finanzen ermöglicht, Vereinbarungen (insbesondere Garantie­
linien und Umschuldungsabkommen) nach Maßgabe dieses Gesetzes in 

Oder Form abzuschließen, die erforderlich ist, um den Bedürfnissen 
des jeweiligen Vertragspartners Rechnung zu tragen. 
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